
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

Ende September hat das Bundeskabinett gleich zwei steuerliche 
Änderungsgesetze als Regierungsentwurf verabschiedet. Das erste 
Gesetz regelt die schon in der letzten Ausgabe vorgestellten Ände-
rungen bei der strafbefreienden Selbstanzeige. Beim zweiten Än-
derungsgesetz handelt es sich um ein inoffizielles Jahressteuerge-
setz 2015, das wie frühere Jahressteuergesetze zahlreiche Ände-
rungen in allen Bereichen des Steuerrechts enthält. Auch diesmal 
sind darunter mehrere Änderungen, mit denen eine steuerzahler-
freundliche Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs ausgehebelt 
werden soll. Unterdessen hat sich das Bundesfinanzministerium zu 
den Änderungen bei der Steuerschuldnerschaft des Leistungsemp-
fängers zum 1. Oktober 2014 geäußert und erklärt, wie mit Rech-
nungen und Rechnungsberichtigungen rund um den Stichtag zu ver-
fahren ist. Hier sind alle Themen dieser Ausgabe im Überblick: 
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 Okt Nov Dez 

Umsatzsteuer mtl. 10. 10. 10. 

Umsatzsteuer viertelj. 10.  - 

Lohnsteuer 10. 10. 10. 

Einkommensteuer - - 10. 

Körperschaftsteuer - - 10. 

Vergnügungsteuer 10. 10. 10. 

Schonfrist für Zahlungen 
zu obigen Steuern 

13. 13. 15. 

Gewerbesteuer - 17. - 

Grundsteuer - 17. - 

Schonfrist für Zahlungen 
zur Gewerbe-/Grundst. 

- 20. - 

SV-Beitragsnachweis 27. * 24. 19. 

Fälligkeit der SV-Beiträge 29. * 26. 26. 

* Vorverlegung um je einen Tag, wenn der 31. Okto-
ber im Bundesland der Einzugsstelle ein Feiertag ist 

AAUUFF  DDEENN  PPUUNNKKTT  

»Wer den ganzen Tag 

 arbeitet, hat keine Zeit, 

Geld zu verdienen.« 

David Rockefeller 

 

»Wir scheinen nicht in der Lage 

zu sein, das Verbrechen in den 

Griff zu bekommen. Warum lega-

lisieren wir es nicht einfach und 

besteuern es weg?« 

Will Rogers 
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Entwurf für das Zollkodexanpassungsgesetz 
Der Regierungsentwurf für das inoffizielle Jahressteuergesetz 
2015 in Form des Zollkodexanpassungsgesetzes liegt jetzt vor. 

Wie schon im Gesetzgebungsverfahren zum Kroatienanpassungsge-
setz angekündigt hat die Bundesregierung nun ein weiteres großes 
Steueränderungsgesetz als Entwurf vorgelegt. Das Gesetz soll den 
Namen „Gesetz zur Anpassung der Abgabenordnung an den Zollko-
dex der Union und zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschrif-
ten“ tragen, ist aber eigentlich ein inoffizielles „Jahressteuerge-
setz 2015“. Nach aktuellem Stand wird das Gesetz folgende wich-
tigen Änderungen enthalten: 

· Betriebsveranstaltungen: Nachdem der Bundesfinanzhof sich 
letztes Jahr bei der Berechnung des geldwerten Vorteils aus Be-
triebsveranstaltungen teilweise gegen die Verwaltungsauffas-
sung gestellt hat, wird nun die alte Verwaltungsauffassung ge-
setzlich verankert. Konkret wird ab 2015 zwar die Freigrenze 
pro Arbeitnehmer und Veranstaltung von 110 Euro auf 150 Euro 
angehoben, aber dafür sind dann auch wieder alle Gemeinkos-
ten anteilig auf die Arbeitnehmer umzulegen. Auch die Erstat-
tung von Kosten für die Anreise ist dann wieder zu berücksichti-
gen. In der aktuellen Form führt die geplante Änderung noch zu 
Folgeproblemen. Beispiels-
weise sind nur Betriebsver-
anstaltungen begünstigt, die 
allen Betriebsangehörigen 
offenstehen. Die Weih-
nachtsfeier nur einer Abtei-
lung oder Organisationsein-
heit fällt also mindestens in 
eine Grauzone. 

· Arbeitgeberleistungen für Familien: Verschiedene Serviceleis-
tungen des Arbeitgebers zur besseren Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf sind ab 2015 steuerfrei. Der Arbeitgeber kann exter-
ne Dienstleister beauftragen, die den Arbeitnehmer bei der Be-
treuung von Kindern oder pflegebedürftigen Angehörigen bera-
ten oder Betreuungspersonal vermitteln. Außerdem sind Leis-
tungen zur kurzfristigen Betreuung von Kindern unter 14 Jahren 
oder pflegebedürftigen Angehörigen bis zu 600 Euro im Jahr 
steuerfrei, wenn die Betreuung aus beruflichen Gründen zwin-
gend notwendig ist. 

· Solvabilitätszahlungen: Zahlungen des Arbeitgebers an eine 
Versorgungseinrichtung zur Erfüllung der Solvabilitätsvorschrif-
ten sind ab Verkündung des Gesetzes nur noch für die erstmali-
ge Bereitstellung der Kapitalausstattung steuerfrei. Dadurch 
wird ein Steuersparmodell verhindert, bei dem solche Zahlun-
gen später zur Finanzierung der zuvor reduzierten Arbeitgeber-
beiträge für eine Altersversorgung verwendet werden. 

· Firmenmäntel und Vorratsgesellschaften: Um möglichem Um-
satzsteuerbetrug vorzubeugen, müssen Unternehmer, die einen 
Firmenmantel oder eine Vorratsgesellschaft übernehmen, zu-
künftig wie Existenzgründer zwei Jahre lang eine monatliche 
Umsatzsteuervoranmeldung abgeben. 

· Steuerschuldnerschaft: Als weitere Maßnahme gegen mögli-
chen Umsatzsteuerbetrug wird ein Schnellreaktionsmechanis-
mus eingeführt. Dieser erlaubt es dem Bundesfinanzministerium, 
kurzfristig den Umfang der Steuerschuldnerschaft des Leis-
tungsempfängers auf weitere Waren oder Leistungen auszudeh-

KKUURRZZ  NNOOTTIIEERRTT  

Regierungsentwurf zur neuen 
strafbefreienden Selbstanzeige 

Aus dem Referentenentwurf zur Verschär-
fung der Rechtslage bei der strafbefrei-
enden Selbstanzeige ist mittlerweile ein 
Regierungsentwurf geworden. Nur in ei-
nem Punkt wurde Gesetzentwurf dabei 
wesentlich geändert: Die Verlängerung 
der strafrechtlichen Verjährungsfrist auf 
grundsätzlich zehn Jahre ist nun wieder 
gestrichen worden. Allerdings hat die Än-
derung eher akademischen Charakter, 
denn stattdessen wird nun eine zehnjäh-
rige Berichtigungspflicht für die Straffrei-
heit festgeschrieben. In der Praxis ändert 
sich also nichts Wesentliches, auch wenn 
die Fristen etwas unterschiedlich berech-
net werden. 

 

Elterngeld Plus in Vorbereitung 

Die Bundesregierung will bald das so ge-
nannte „Elterngeld Plus“ einführen und 
hat dazu einen entsprechenden Gesetz-
entwurf in den Bundesrat eingebracht. 
Kernstück der Änderung ist eine Flexibili-
sierung und Verlängerung des bisherigen 
Elterngelds. Arbeiten Mutter oder Vater 
nach der Geburt eines Kindes in Teilzeit, 
sollen sie daher künftig bis zu 28 Monate 
lang Elterngeld beziehen können. Bisher 
war die Bezugszeit auf 14 Monate be-
grenzt. Zudem soll es einen Partner-
schaftsbonus geben. Teilen sich Vater und 
Mutter die Betreuung ihres Kindes und ar-
beiten parallel für mindestens vier Mona-
te zwischen 25 und 30 Wochenstunden, 
sollen sie jeweils zusätzlich vier Monate 
das Elterngeld Plus erhalten. 

 

Erbschaftsteuerfreibetrag bei 
Wohnsitz im Ausland rechtswidrig 

Wenn sowohl der Erbe als auch der Erb-
lasser ihren Wohnsitz nicht in Deutschland 
haben, beträgt der Freibetrag bei der 
Erbschaftsteuer für das in Deutschland 
vererbte Vermögen nur 2.000 Euro. Der 
Europäische Gerichtshof hat nun erneut 
entschieden, dass dieser Freibetrag euro-
parechtswidrig ist, weil er gegen die Kapi-
talverkehrsfreiheit verstößt. Anders als 
das vorherige Urteil basiert das neue Ur-
teil nicht auf einem konkreten Fall, son-
dern auf einer Klage der Europäischen 
Kommission. Deutschland wird damit 
nicht umhin kommen, das Gesetz erneut 
zu ändern, nachdem die letzte Änderung 
im Jahr 2011 nicht ausreicht. 
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nen, ohne dass dafür vorher eine Zustimmung der EU notwendig 
ist. Bisher ist eine Umkehr der Steuerschuldnerschaft nur nach 
Genehmigung durch den EU-Ministerrat möglich, was im Schnitt 
etwa acht Monate dauert. 

· Halbeinkünfteverfahren: Das Teilabzugsverbot beim Halbein-
künfteverfahren wird auf Substanzverluste bei eigenkapitaler-
setzenden Darlehen zu nicht fremdüblichen Konditionen erwei-
tert. Auch Betriebsvermögensminderungen, Betriebsausgaben 
oder Veräußerungskosten im Zusammenhang mit der Überlas-
sung von Wirtschaftsgütern zu nicht fremdüblichen Konditionen 
an eine Kapitalgesellschaft, an der der Überlassende beteiligt 
ist, werden in das Teilabzugsverbot einbezogen. Beide Ände-
rungen sind Reaktionen auf Urteile des Bundesfinanzhofs, der 
die bisherige Verwaltungsauffassung verworfen hatte. 

· Steuerermäßigung bei ausländischen Einkünften: Die Anrech-
nung ausländischer Steuern auf die deutsche Körperschaftsteuer 
wird erweitert. Die neue Regelung gilt schon für in 2014 zuflie-
ßende ausländische Einkünfte. 

· Land- und Fortswirtschaft: Nach der wiederholten Kritik des 
Bundesrechnungshofs am bisherigen Verfahren wird die Ge-
winnermittlung nach Durchschnittssätzen überarbeitet. Die Vor-

schrift wird zielgenauer 
ausgestaltet und teilweise 
vereinfacht. Die vorgese-
henen Änderungen gelten 
für Wirtschaftsjahre, die 
nach dem 30. Dezember 
2015 enden. Parallel wird 
der Freibetrag für Land- 
und Forstwirte von 670 
Euro auf 900 Euro erhöht. 

· Dialyseleistungen: Die Erbringung nichtärztlicher Dialyseleis-
tungen wird von der Umsatzsteuer befreit. 

· INVEST-Zuschuss: Der INVEST-Zuschuss für Wagniskapital, der 
seit 2013 vom Bundeswirtschaftsministerium gewährt wird, wird 
rückwirkend steuerfrei gestellt. 

· Girosammelverwahrung: Bei der Girosammelverwahrung von 
Aktien kann der Inhaber die Dividendenregulierung durch die 
Wertpapiersammelbank ganz oder teilweise ausschließen. Zur 
Verhinderung eines Steuergestaltungsmodells wird ab 2015 der 
Schuldner der Kapitalerträge als auszahlende Stelle zum Steu-
erabzug auf Dividendenerträge für solche abgesetzten Bestände 
verpflichtet. 

· Altersvorsorge: Ab 2015 sollen statt bisher 20.000 Euro bis zu 
24.000 Euro jährlich für Beiträge zugunsten einer Basisversor-
gung im Alter abziehbar sein. Das kann die gesetzliche Renten-
versicherung, eine berufsständische Versorgung oder eine pri-
vate Basisrente sein. Außerdem können die Anbieter bei der Ba-
sisrente dann die Versicherungsleistung steuerunschädlich statt 
monatlich auch in einem Jahresbetrag auszahlen oder Kleinbe-
tragsrenten abfinden. 

· Einzelveranlagung: Sonderausgaben, außergewöhnliche Belas-
tungen, haushaltsnahe Dienstleistungen und Handwerkerleis-
tungen werden bei der Einzelveranlagung von Ehegatten und 
Lebenspartnern ab 2015 beiden Partnern automatisch je zur 
Hälfte zugerechnet. Die Partner können aber auch gemeinsam 

Künstlersozialabgabe bleibt stabil 

Der Abgabesatz zur Künstlersozialversi-
cherung beträgt im nächsten Jahr unver-
ändert 5,2 Prozent. Die Künstlersozialab-
gabe wird als Umlage erhoben. Der Abga-
besatz wird jährlich für das jeweils fol-
gende Kalenderjahr festgelegt. 

 

Hinzurechnung von Miet- und 
Pachtzinsen ist verfassungsgemäß 

Die gewerbesteuerliche Hinzurechnung 
von Miet- und Pachtzinsen hält der Bun-
desfinanzhof auch bei einer Weiterver-
mietung für verfassungsgemäß. Geklagt 
hatte ein Unternehmen, das Ladenlokale 
angemietet und an Tochtergesellschaften 
weitervermietet hatte. Aufgrund der Hin-
zurechnungsvorschriften wurden die Miet-
zahlungen sowohl bei der Mutter- als auch 
bei den Tochtergesellschaften dem Ge-
werbeertrag hinzugerechnet, was zu einer 
Doppelbesteuerung führt. Der Bundesfi-
nanzhof sieht im Gesetz allerdings keine 
Anhaltspunkte dafür, Zwischenvermietun-
gen nicht bei der Hinzurechnung zu be-
rücksichtigen. Auch für einen Erlass der 
Steuer aus Billigkeitsgründen sieht der 
Bundesfinanzhof im Regelfall keinen An-
lass. Noch ist das letzte Wort allerdings 
nicht gesprochen, denn beim Bundesver-
fassungsgericht ist noch ein Verfahren an-
hängig, in dem es ebenfalls um die Ver-
fassungsmäßigkeit der gewerbesteuerli-
chen Hinzurechnung geht. 

 

Grundsteuererlass bei 
Zwischenmietverhältnis 

Ein Unternehmen hatte seine Immobilie 
an ein anderes Unternehmen aus der glei-
chen Unternehmensgruppe vermietet, das 
die Immobilie wiederum am freien Markt 
vermietet hatte. Nachdem der Endmieter 
in die Insolvenz ging, beantragten die Un-
ternehmen gemeinsam einen teilweisen 
Grundsteuererlass, sind jetzt aber beim 
Bundesverwaltungsgericht mit ihrem An-
sinnen gescheitert. Das Gericht stellte 
nämlich fest, dass der Anspruch auf 
Grundsteuererlass allein dem Steuer-
schuldner zusteht, sodass es auch nur auf 
dessen Begründung und Verantwortung 
der Ertragsminderung ankommt. Wenn 
der Steuerschuldner aber die Immobilie 
an einen gewerblichen Zwischenmieter 
mit einer festen Vertragslaufzeit zu ei-
nem nicht marktgerechten Mietzins, ohne 
Kündigungsmöglichkeit und ohne etwaige 
Beteiligung an höheren Einnahmen des 
Zwischenvermieters vermietet, hat er die 
Ertragsminderung zu vertreten und damit 
keinen Anspruch auf einen Steuererlass. 
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eine andere Aufteilung beantragen. Bisher wurden die Aufwen-
dungen vorrangig dem Partner zugerechnet, der sie wirtschaft-
lich getragen hat, was aber in der Praxis regelmäßig zu Proble-
men und zufälligen Effekten in Abhängigkeit von der Nutzung 
getrennter oder gemeinsamer Konten geführt hat. Altersvorsor-
geaufwendungen können Ehegatten und Lebenspartner geson-
dert von der übrigen Aufteilung der Sonderausgaben dem Part-
ner zuordnen, der später die Bezüge erhalten wird und damit 
der nachgelagerten Besteuerung unterliegt. 

· Kindergeld: Beim Kindergeld und Kinderfreibetrag werden Kin-
der künftig auch während einer bis zu vier Monate langen 
Zwangspause zwischen einem Ausbildungsabschnitt und einem 
freiwilligen Wehrdienst berücksichtigt. Die Frist gilt sowohl vor 
als auch nach dem Wehrdienst. 

· Erstausbildung: Die Kosten für die erste Berufsausbildung sind 
nur begrenzt als Sonderausgaben abziehbar und damit insbe-
sondere nicht als vorweggenommene Werbungskosten in späte-
re Jahre übertragbar. Bisher gibt es allerdings keine Vorgaben 
zum Umfang einer Erstausbildung. Daher können Berufseinstei-
ger derzeit vor einer geplanten kostenintensiven Ausbildung zu-
nächst eine kurze erste Ausbildung absolvieren, beispielsweise 
als Flugbegleiter oder Taxifahrer. Damit ist die eigentliche Aus-
bildung keine Erstausbildung mehr und die Kosten sind als Wer-
bungskosten abziehbar. Ab 2015 schreibt das Gesetz aber vor, 
dass die Kosten für eine weitere Berufsausbildung nur dann als 
Werbungskosten abziehbar 
sind, wenn eine geregelte 
erste Ausbildung von min-
destens 18 Monaten abge-
schlossen wurde. Die Vo-
raussetzung gilt auch als 
erfüllt, wenn zumindest 
die Abschlussprüfung einer 
solchen Ausbildung erfolg-
reich abgelegt wird. 

· Korrespondierende Bescheide: Beantragt ein Ehegatte oder 
Lebenspartner die Korrektur einer Anrechnungsverfügung oder 
eines Abrechnungsbescheids zu seinen Gunsten, kann das Fi-
nanzamt künftig den Bescheid beim anderen Partner entspre-
chend anpassen, womit eine korrespondierende Festsetzung bei 
beiden Ehegatten oder Lebenspartnern sichergestellt wird. 

· Identifikationsnummern: Zur Steueridentifikationsnummer und 
der immer noch nicht eingeführten Wirtschafts-Identifikations-
nummer (WIdNr) werden verschiedene Vorschriften in der Ab-
gabenordnung angepasst oder ergänzt. Zur Steueridentifikati-
onsnummer werden künftig mehr Daten gespeichert und die 
WIdNr wird um ein fünfstelliges Merkmal ergänzt, mit dem un-
terschiedliche Geschäftsbereiche oder Betriebsstätten eindeu-
tig identifiziert werden können. 

· Zuständigkeit: Nach einer Wohnsitz- oder Betriebsverlagerung 
gilt künftig eine eindeutige Zuständigkeitsregelung für die ge-
sonderte Gewinnfeststellung. Demnach sind für die Zuständig-
keit künftig immer die aktuellen Verhältnisse maßgeblich, auch 
für Zeiträume vor dem Ortswechsel. 

· Vollstreckungsgebühren: Vor einem Jahr wurden die Gerichts-
vollziehergebühren um rund 30 % angehoben. Diese Erhöhung 
wird nun für Steuerforderungen übernommen. 

Werbungskostenabzug für 
Kapitalerträge vor 2009 

Seit der Einführung der Abgeltungsteuer 
im Jahr 2009 dürfen im Zusammenhang 
mit Kapitalerträgen keine Werbungskos-
ten mehr geltend gemacht werden. Das 
gilt aber nach Meinung des Finanzgerichts 
Köln nicht für Aufwendungen, die zwar 
erst nach der Umstellung entstanden sind, 
sich aber auf Kapitalerträge aus der Zeit 
vor Einführung der Abgeltungsteuer be-
ziehen. Im Streitfall ging es um Steuerbe-
ratungskosten für vor dem 1. Januar 2009 
erzielte Kapitalerträge, die laut dem Ge-
richt auch nicht um den anteilig in An-
spruch genommenen Sparer-Pauschbetrag 
zu kürzen, sondern voll als Werbungskos-
ten abziehbar sind. Beim Bundesfinanzhof 
ist jetzt die Revision anhängig. 

 

Einspruch durch einfache 
E-Mail ist unwirksam 

Vor einigen Jahren taten sich die Finanz-
ämter noch schwer im Umgang mit der In-
ternetkommunikation. Inzwischen akzep-
tieren die Finanzämter aber auch Ein-
sprüche per E-Mail ohne weiteres. Dabei 
könnte es bleiben, wäre da nicht das Hes-
sische Finanzgericht. Das hat jetzt näm-
lich im Streit zwischen einer Mutter und 
der Familienkasse nicht über den Inhalt 
des Einspruchs entschieden, sondern über 
dessen Wirksamkeit. Während sowohl die 
Mutter als auch die Familienkasse davon 
ausgingen, dass der Einspruch per einfa-
cher E-Mail wirksam ist, stellt sich das Fi-
nanzgericht auf den Standpunkt, dass ei-
ne einfache E-Mail nicht der notwendigen 
Schriftform genügt. Das sei nur bei einer 
E-Mail mit qualifizierter digitaler Signatur 
der Fall, weswegen Steuerzahler damit 
rechnen müssen, dass ein Bescheid, den 
sie nur mit einer einfachen E-Mail ange-
fochten haben, zu ihren Ungunsten be-
standskräftig wird. Immerhin stellt das 
Gericht in seinem Urteil fest, dass es sich 
mit dieser Entscheidung nicht nur im Wi-
derspruch zu fast der gesamten Fachlite-
ratur befindet, sondern auch zum Anwen-
dungserlass zur Abgabenordnung und zur 
überwiegenden Rechtsprechung anderer 
Finanzgerichte. Es hat daher die Revision 
zum Bundesfinanzhof zugelassen. In der 
Praxis führt das dazu, dass sich Steuer-
zahler zumindest bis zu einer Entschei-
dung des Bundesfinanzhofs nur bei einem 
Einspruch per Post, Fax oder per E-Mail 
mit qualifizierter digitaler Signatur darauf 
verlassen können, dass der Einspruch ga-
rantiert wirksam ist. Wie der Fall zeigt, 
genügt es nämlich nicht, dass das Finanz-
amt den Einspruch als wirksam ansieht. 



 5

· Festsetzungsfrist: Grundlagenbescheide ressortfremder Behör-
den sollen ab Bekanntgabe des Gesetzes nur dann eine Ablauf-
hemmung der Festsetzungsfrist bewirken, wenn sie vor Ablauf 
der Festsetzungsfrist für die jeweilige Steuer beantragt wurden. 
Die Änderung ist eine Reaktion auf ein Urteil des Bundesfinanz-
hofs, der die Ablaufhemmung nur dann als bewirkt sah, wenn 
der Bescheid vor Ablauf der Festsetzungsfrist ergangen war. 

· Geldwäscheverdacht: Die Finanzbehörden sind künftig in mehr 
Fällen als bisher verpflichtet, Verdachtsmomente auf eine 
Geldwäsche an die zuständigen Behörden zu melden. 

· Zollkodexanpassung: Seinen Namen verdankt das Gesetz diver-
sen Änderungen in der Abgabenordnung, die an den neuen Zoll-
kodex der EU angepasst wird. Es werden aber hauptsächlich 
Verweise aktualisiert, ohne dass sich in der Praxis viel ändert. 

Geht es nach dem Zeitplan der Bundesregierung, soll der Bundes-
tag das Gesetz bis zum 5. Dezember 2014 verabschieden, sodass 
der Bundesrat in seiner letzten Sitzung in diesem Jahr am 19. De-
zember 2014 noch zustimmen kann. Dieser Zeitplan ist aber nur 
dann zu halten, wenn die Bundesländer keine wesentlichen Ände-
rungen an dem Gesetz vornehmen wollen, die zu einer erneuten 
Lesung im Bundestag führen würden oder gar die Einschaltung des 
Vermittlungsausschusses zur Folge hätten. ³ 

 

Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers 
Das Bundesfinanzministerium hat sich mit einem Schreiben zu 
den Änderungen bei der Steuerschuldnerschaft des Leistungs-
empfängers zum 1. Oktober 2014 geäußert. 

Durch das Kroatienanpassungsgesetz wurde die Anwendung der 
Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers in mehreren Be-
reichen zum 1. Oktober 2014 geändert. Sie gilt nun auch für die 
Lieferung von Tablet-Computern und Spielekonsolen, Edelmetallen, 
unedlen Metallen, Selen und Cermets. Daneben wird der Anwen-
dungsbereich der Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers 

auf Bau- und Gebäudereini-
gungsleistungen wieder weit-
gehend so gefasst, wie er zu 
Beginn des Jahres bestand. 

Es kommt also bei Bau- und 
Gebäudereinigungsleistungen 
nun wieder darauf an, ob der 
Leistungsempfänger nachhal-
tig selbst Bauleistungen er-

bringt. Reine Bauträger, die ausschließlich eigene Grundstücke 
zum Zwecke des Verkaufs bebauen, führen eine bloße Grund-
stückslieferung aus und fallen daher nicht in den Anwendungsbe-
reich der Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers. Das gilt 
auch dann, wenn die Kaufverträge mit den Kunden zu einem Zeit-
punkt geschlossen werden, in dem der Kunde noch Einfluss auf die 
Bauausführung und Baugestaltung nehmen kann. 

Außerdem wurde klargestellt, dass bei der Lieferung bestimmter 
Gegenstände (insbesondere Schrott, Altmetalle und Abfall, Edel-
metalle, unedle Metalle, Selen und Cermets), für die die Voraus-
setzungen der Differenzbesteuerung vorliegen, und für die der Un-
ternehmer diese Regelung auch anwendet, der Leistungsempfän-
ger nicht Steuerschuldner wird. Die Anwendung der Steuerschuld-
nerschaft ist für den Leistungsempfänger in diesen Fällen schlech-

Selbstbehalt bei der  Kranken-
versicherung nicht abziehbar 

Eine private Krankenversicherung mit ei-
nem Selbstbehalt mag bei den Beiträgen 
günstiger sein, in der Steuererklärung ist 
sie es aber nicht unbedingt. Das Finanzge-
richt Niedersachsen will den Selbstbehalt 
nur als Krankheitskosten anerkennen, die 
als außergewöhnliche Belastung abziehbar 
sind, soweit sie die zumutbare Eigenbe-
lastung übersteigen. Der Kläger dagegen 
hatte geltend gemacht, der Selbstbehalt 
in Form einer Kürzung der beim Versiche-
rungsträger eingereichten Aufwendungen 
sei ein nachgelagerter Krankenversiche-
rungsbeitrag. Beiträge sind aber laut dem 
Gericht nur solche Ausgaben, die im Zu-
sammenhang mit der Erlangung des Versi-
cherungsschutzes stehen und damit letzt-
lich der Vorsorge dienen. Das sei bei ei-
nem Selbstbehalt nicht der Fall. 

 

Aktualisierte Arbeitshilfe 
zur Kaufpreisaufteilung 

Das Bundesfinanzministerium hat die Ar-
beitshilfe zur Kaufpreisaufteilung für ein 
bebautes Grundstück aktualisiert. Bei die-
sen Immobilien muss nämlich der Ge-
samtkaufpreis in einen Anteil für das Ge-
bäude und einen Anteil für den nicht ab-
nutzbaren Grund und Boden aufgeteilt 
werden, um die AfA für das Gebäude er-
mitteln zu können. Mit der Excel-Datei, 
die das Ministerium auf seiner Website 
bereitstellt, können Steuerzahler entwe-
der selbst eine Kaufpreisaufteilung erstel-
len oder die Plausibilität einer vorliegen-
den Kaufpreisaufteilung prüfen. 

 

Zinssatz für Steuernachzahlungen 
ist bis 2011 verfassungsgemäß 

Nach der Abgabenordnung sind für Steu-
ernachzahlungen und Stundungen jeden 
Monat 0,5 % Zinsen zu zahlen, insgesamt 
also 6,0 % pro Jahr. Zumindest für den 
Zeitraum bis März 2011 hält der Bundesfi-
nanzhof diesen Zinssatz für angemessen 
und will daher nicht die Frage nach einer 
möglicherweise verfassungswidrigen Höhe 
dem Bundesverfassungsgericht vorlegen. 
Die Richter weisen in ihrem Urteil darauf 
hin, dass sich die Zinsen mittlerweile 
dauerhaft auf relativ niedrigem Niveau 
stabilisiert haben, was den Gesetzgeber 
zu einer Änderung veranlassen könnte. 
Aber im Streitfall ging es nur um eine 
Verzinsung bis März 2011, und da sei der 
Zinssatz auch im Hinblick auf den markt-
üblichen Darlehenszinssatz vertretbar. 
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terdings nicht möglich, weil er regelmäßig den Einkaufspreis der 
an ihn gelieferten Gegenstände nicht kennt und so die Bemes-
sungsgrundlage für die Umsatzbesteuerung nicht ermitteln kann. 

Zu diesen Änderungen hat das Bundesfinanzministerium nun auf 
insgesamt 20 Seiten Details zur Umstellung geregelt. Neben einer 
Änderung des Umsatzsteuer-Anwendungserlasses enthält das 
Schreiben hauptsächlich Vorgaben, wie bei Schlussrechnungen, 
Rechnungsberichtigungen und Abrechnungen zu verfahren ist, die 
nach dem Stichtag erstellt werden, aber Lieferungen, Leistungen 
oder Zahlungen vor dem Stichtag betreffen. 

Für die Lieferung von Tablet-Computern, Spielekonsolen, Edelme-
tallen, unedlen Metallen, Selen und Cermets wird außerdem eine 
Übergangsregelung geschaffen. Die Vertragspartner können dem-
nach für Lieferungen, die nach dem 30. September 2014 und vor 
dem 1. Januar 2015 ausgeführt werden, einvernehmlich noch von 
der Steuerschuldnerschaft des leistenden Unternehmers ausgehen. 
Voraussetzung dafür ist aber, dass der Umsatz vom leistenden Un-
ternehmer in zutreffender Höhe versteuert wird. ³ 

 

Falls diese Informationen Ihr Interesse gefunden haben und Sie 
noch Fragen oder Interesse an einer Beratung haben, stehen wir 
Ihnen gerne zur Verfügung. Bitte vereinbaren Sie dann einen Ter-
min oder wenden Sie sich per Fax an uns. 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

Registrierung für den Mini-One-
Stop-Shop möglich 

Ab dem 1. Oktober 2014 können deutsche 
Unternehmen beim Bundeszentralamt für 
Steuern (BZSt) die Teilnahme am Mini-
One-Stop-Shop für die Umsatzsteuer auf 
elektronische Dienstleistungen beantra-
gen. Ab dem 1. Januar 2015 unterliegen 
elektronische Dienstleistungen an private 
Kunden im Wohnsitzstaat des Kunden der 
Umsatzsteuer. Registrierte Unternehmen 
können über das BZSt Online-Portal die in 
den übrigen EU-Staaten ausgeführten Um-
sätze, die unter die Neuregelung fallen, 
zentral beim BZSt erklären und die Steuer 
insgesamt entrichten 

 

Antrag auf tarifliche Besteuerung 

Wer private Beteiligungserträge erzielt, 
muss den Antrag, das Teileinkünftever-
fahren anstelle des Abgeltungssteuersat-
zes anzuwenden, spätestens mit Abgabe 
der Einkommensteuererklärung stellen. 
Das Finanzgericht Münster sieht auch kei-
ne Möglichkeit, den Antrag im Rahmen ei-
ner Berichtigung der Steuererklärung 
nachzuholen, wenn die Erklärung nicht 
unrichtig oder unvollständig gewesen ist. 


